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Auf dem Weg zur kommunalen Wärmeplanung

Mehr als 80 sächsische Städte und Gemeinden, darunter die Großstädte Leipzig und
Dresden, aber auch Plauen, Görlitz, Delitzsch und Eibenstock und kleinere Gemeinden
wie Kodersdorf, haben sich - meist mit finanzieller Unterstützung des Bundes - bereits
auf den Weg gemacht und erstellen kommunale Wärmepläne. Damit schaffen sie einen
Rahmen für ihre zukünftige Wärmeversorgung.

Worum geht es? Die kommunale Wärmeplanung untersucht, wie die zukünftige Wärme-
versorgung in einer Gemeinde resilient, kosteneffizient und klimaneutral ausgestaltet
werden kann. Dabei geht es neben der langfristigen Sicherung von Effizienzpotenzialen
vor allem um die Ablösung fossiler Energieträger wie Gas oder Öl und somit nicht zuletzt
um weitgehende Unabhängigkeit von der stark schwankenden Preisentwicklung dieser
Energieträger. Durch intensive Analyse und Nutzung aller gemeindespezifischen Poten-
tiale sind kommunale Wärmepläne immer individuell auf die jeweiligen Gegebenheiten
vor Ort zugeschnitten. Für die Pläne werden Wärmeversorgungsgebiete gebildet und
diese hinsichtlich ihrer zukünftig wahrscheinlichsten Versorgungsart untersucht.

Der erstellte Wärmeplan versetzt Sie als Kommune in die Lage, für Ihre Bürgerinnen und
Bürger, Unternehmen und andere Wärmeabnehmer eine zukunftsfähige und bezahlbare
Wärmeversorgung zu planen, womit Sie zur Attraktivität ihrer Gemeinde insgesamt bei-
tragen können. Im Rahmen der späteren Umsetzung lassen sich weitere Maßnahmen,
beispielsweise der Entsiegelung und Begrünung von Straßen und Plätzen im Sinne der
Klimawandelanpassung mit einbeziehen und kann somit letztlich mehr Lebensqualität
vor Ort geschaffen werden.

Gesetzliche Grundlage und Sächsische Verordnung
Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) des Bundes regelt eine flächendeckende Verpflich-
tung zur Erstellung kommunaler Wärmepläne in Deutschland. Auch mit der neuen Bun-
desregierung hat die Zielsetzung der Wärmeplanung weiterhin Bestand und gelten die
Regelungen des WPG unverändert fort. Die angekündigten Anpassungen des Gebäu-
deenergiegesetzes (GEG) haben auf die gesetzlichen Regelungen zur Wärmeplanung
keine Auswirkung. Die Wärmeplanung bildet das strategische Planungsinstrument für die
Gestaltung der Wärmewende als Beitrag zum Erreichen des Ziels der Klimaneutralität
bis 2045. Davon ausgehend regelt das Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie
und Klimaschutz (SMWA) nun mit der am 03. Juli 2025 in Kraft tretenden Sächsischen
Wärmeplanungsverordnung (SächsWPVO) die rechtlichen Grundlagen für die Wärme-
planung und sieht die Kommunen dabei als entscheidender Akteur vor.

Kommunale Wärmeplanung in Sachsen
Informationsschreiben (Stand 24. Juni 2025)
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Ziel der Wärmeplanung
Mit Wärmeplänen schaffen Sie als Kommune den Rahmen, um eine verlässliche, kos-
tengünstige und von fossilen Rohstoffen unabhängige Wärmeversorgung zu konzipieren
Mit mehr als der Hälfte des Endenergieverbrauchs verursacht die Wärmeversorgung der-
zeit einen wesentlichen Teil des Energieverbrauches und damit auch des Treibhausgas-
ausstoßes in Deutschland. Im Freistaat Sachsen werden noch immer rund 69 Prozent
der Wärmenachfrage der Haushalte durch fossile Energieträger wie Erdgas (52%),
Heizöl (15%) und Fernwärme (16 %) gedeckt, lediglich 14% durch Erneuerbare Ener-
gien1. Der Umstieg auf klimafreundliches Heizen sorgt nicht nur für mehr Klimaschutz,
sondern schützt auch vor hohen finanziellen Belastungen und Abhängigkeiten. Denn:
Wer heute eine neue Heizung einbaut, nutzt diese in der Regel 20 bis 30 Jahre lang. Da
die Preise für Gas und Öl in den kommenden Jahren absehbar steigen werden, wird
Heizen mit fossilen Brennstoffen deutlich teurer.
Vorteile beim Heizen mit nachhaltigen Energiequellen
Mit der Umstellung der Wärmenetze und Heizsysteme auf nachhaltige und heimische
Energiequellen wie Solarthermie, Geothermie, Biomasse oder Abwärme sowie Erzeu-
gung von Wärme mittels erneuerbarem Strom (Power to heat) sind handfeste Vorteile
verbunden: Die Versorgungssicherheit und die lokale Wertschöpfung werden erhöht,
während die Importabhängigkeit und damit auch die Abhängigkeit von schwankenden
Weltmarktpreisen sinken. Bereits jetzt und perspektivisch noch zunehmend, ist die Nut-
zung erneuerbarer Energien kostengünstiger als bisherige fossile Energieträger. Durch
eine clever geplante Umstellung der Wärmeversorgung kann sichergestellt werden, dass
die Wärme für alle auch in Zukunft sicher und bezahlbar bleibt.
Wärmeversorgung vor Ort gestalten
Als Kommunen haben Sie es vor Ort in der Hand, mit der Wärmeplanung auf lokaler
Ebene realistische und wirtschaftliche Lösungen für eine solche nachhaltige Wärmever-
sorgung zu entwickeln und anschließend mit den Akteuren vor Ort gemeinsam umzuset-
zen. Die Höhe des Wärmebedarfs, die Nutzungsbedingungen und die Voraussetzungen
für die Energieinfrastruktur sowie die Verfügbarkeit von erneuerbaren Energiepotenzial
und unvermeidbarer Abwärme sind lokal unterschiedlich. Kommunen, Stadtwerke, Un-
ternehmen und Gebäudeeigentümer benötigen daher eine langfristig belastbare Orien-
tierung für ihre Investitionsentscheidungen. Je früher Entscheidungen getroffen werden
können, desto besser ist dies für den Aufbau der zukünftigen Energieversorgung.
Gemeinden als Planungsverantwortliche Stellen
Mit der SächsWPVO, wie vom Bundesgesetzgeber im WPG vorgesehen, sind die Ge-
meinden nach § 1 als sogenannte „Planungsverantwortliche Stelle“ benannt und somit
zur Erstellung von Wärmeplänen verpflichtet. Dadurch sind sie auch mit den notwendi-
gen Rechten ausgestattet. So ist mit der Verordnung die rechtliche Grundlage gegeben,
dass Gemeinden die notwendigen Daten für die Wärmeplanung beispielsweise von Be-
hörden, Energieversorgungsunternehmen oder bevollmächtigten Bezirksschornsteinfe-
ger erheben können.
Kleinere Gemeinden bis 10.000 Einwohner erhalten die Möglichkeit zur Vereinfachung
bei der Wärmeplanerstellung. Die Gemeinden haben daher die Möglichkeit, den Aufwand

1 Statistisches Landesamt des Freistaats Sachsen, Statistischer Bericht, Energie- und CO2-Bilanzen im
Freistaat Sachsen, Jahr 2022; Auswertung Haushalte abzgl. Stromerzeugung
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für die Wärmeplanung an einigen Stellen zu reduzieren. So sind vereinfachte Darstellun-
gen des Wärmeplans zulässig und kann die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie von Be-
hörden und Trägern öffentlicher Belange eingeschränkt werden. Diese Vereinfachungen
sollten aber insbesondere im Hinblick auf die Akzeptanz der Wärmeplanung verantwor-
tungsvoll genutzt werden.
Wärmepläne von Gemeinden mit mehr als 45.000 Einwohnerinnen und Einwohnern wer-
den einer Bewertung durch das Sächsische Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit,
Energie und Klimaschutz (SMWA) unterzogen. Dabei werden neben formellen Aspekten
u.a. die Themen Energieeffizienz, Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften, Finanzierung
und potenzielle Synergieeffekte mit anderen lokalen und regionalen Plänen bewertet.
Wie im Gesetz vorgesehen, müssen größere Kommunen mit mehr als 100.000 Einwoh-
nern bis zum 30. Juni 2026 ihren Wärmeplan anzeigen. Kommunen bis zu 100.000 Ein-
wohner haben bis zum 30. Juni 2028 Zeit. Die Anzeige des Wärmeplans erfolgt nach
§ 4 SächsWPVO digital gegenüber dem SMWA an waermeplanung@smwa.sachsen.de.
Haben Kommunen bereits mit der Erstellung eines Wärmeplanes vor dem Inkrafttreten
des WPG begonnen, gibt es Regelungen zum Bestandsschutz nach § 1 Absatz 2 Sächs-
WPVO in Verbindung mit § 5 Absatz 2 WPG.
Vorteile bei gemeinsamer Wärmeplanung
Insbesondere für kleinere Gemeinden kann die kommunale Wärmeplanung eine große
Herausforderung darstellen. Auf Grundlage von § 3 SächsWPVO können mehrere Ge-
meinden auch eine gemeinsame Wärmeplanerstellung vornehmen (Konvoiverfahren
bzw. interkommunale Zusammenarbeit). Eine solche gemeinsame Wärmeplanung hat
mehrere Vorteile: höhere Kosteneffizienz, geringerer Verwaltungsaufwand durch ein ge-
teiltes Projektmanagement, die Steigerung der zur Verfügung stehenden personellen
Ressourcen und damit verbunden die Bündelung des vorhandenen Wissens. Auch er-
geben sich durch gemeinsame Anfragen zum Beispiel bei Dienstleistern oder Datenlie-
feranten sowie bei der Durchführung von Beteiligungsformaten und Öffentlichkeitsarbeit
Vorteile, da die Sicht- und Hörbarkeit gemeinsam höher ist. Ein entscheidender Vorteil
einer Wärmeplanung im Konvoiverfahren kann auch darin bestehen, dass sich erneuer-
bare Energien- und Abwärmepotenziale zur Wärmeerzeugung gemeinsam effizienter er-
schließen und nutzen lassen.
Ob eine gemeinsame Wärmeplanung mit einer benachbarten Kommune oder auch einer
Kommune mit ähnlich gelagertem Energieangebot bzw. Abnehmerstrukturen sinnvoll ist,
sollte vor Beginn der Wärmeplanung abgeschätzt werden. Dafür hat der Freistaat Sach-
sen innerhalb der Sächsischen Förderrichtlinie „Energie und Klima 2023“ ein Unterstüt-
zungsangebot mit dem Fördergegenstand „externe Beratungsleistungen zur Vorberei-
tung für die Erstellung von kommunalen Wärmeplänen (Konvoiverfahren)“ geschaffen.
Hilfe durch Dienstleister
Die sächsischen Städte und Gemeinden müssen die technisch und planerisch komple-
xen Prozesse der Wärmeplanung nicht selbst bearbeiten, sondern können diese Auf-
gabe an entsprechend erfahrene und qualifizierte Planer, wie bzw. Ingenieurbüros ver-
geben. Bei der Begleitung einer extern durchgeführten Wärmeplanung sollte die Ge-
meinde darauf achten, dass das Ziel einer kosteneffizienten, resilienten sowie klimaneut-
ralen Wärmeversorgung konsequent verfolgt wird. Dabei sollten die Auswirkungen der
zur Verfügung stehenden Wärmeversorgungsoptionen aufgezeigt und ein Optimum aus
Sicht der zu versorgenden Akteure gewählt werden. Daher ist es für die Gemeinde wich-
tig, bei der Auswahl und Beauftragung externer Planungsdienstleister darauf zu achten,
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dass der Planungsprozess mit der gebotenen Neutralität erfolgt. Eine aktive Begleitung
durch die Kommune kann dazu beitragen, dass alle relevanten Aspekte in der gebotenen
Ausgewogenheit berücksichtigt und etwaige einseitige Schwerpunktsetzungen vermie-
den werden. Dabei kann die Gemeinde im Rahmen des Vergabeverfahrens den Dienst-
leister zur Berücksichtigung von Effizienz- und Wirtschaftlichkeitskriterien verpflichten.
Prozessschritte der Wärmeplanung
Der Ablauf der Wärmeplanung ist im § 13 WPG geregelt. Bevor mit der eigentlichen
Wärmeplanung begonnen werden kann, ist ein Beschluss des Gemeinde- oder Stadtrats
zur Erstellung einer Kommunalen Wärmeplanung notwendig. Durch einen politischen
Beschluss zur Durchführung werden der Stellenwert des Themas verdeutlicht, finanzielle
und personelle Ressourcen gesichert sowie Zielstellungen und Planungsprämissen ge-
setzt. Nach dieser Vorbereitungsphase sind fünf Prozessschritte wesentlich:

 Mit der Eignungsprüfung (1) wird untersucht, ob Teilgebiete nicht für leitungsge-
bundene Wärmeversorgung wie z.B. Fernwärme geeignet sind und damit eine
verkürzte Wärmeplanung möglich ist.

 Die Bestandsanalyse (2) erhebt Wärmebedarfe, aktuelle Versorgungsstruktur
und Informationen zum Gebäudebestand.

 Die Potenzialanalyse (3) erfasst sowohl die Potenziale zur Senkung des Wärme-
bedarfs als auch die zur Verfügung stehenden nutzbaren Potenziale an erneuer-
baren Energien wie Geothermie oder Solarthermie und unvermeidbarer Ab-
wärme von Industrie, Rechenzentren oder weitere zur Deckung des Bedarfs.

 Auf dieser Grundlage stellt das Zielszenario (4) für das Zieljahr (spätestens 2045)
die zukünftige Entwicklung des Wärmebedarfs und die geplante Versorgungs-
struktur dar. Sie teilt dabei Wärmenetzgebiete, Wasserstoffnetzgebiete, Gebiete
für dezentrale Wärmeversorgung und Gebiete mit weiterem Untersuchungsbe-
darf, sogenannte „Prüfgebiete“ ein. So soll die Frage beantwortet werden, welche
Wärmeversorgungsoptionen vor Ort besonders geeignet sind, also wo bspw.
Fernwärmenetze wirtschaftlich ausgebaut werden oder vorrangig dezentrale Lö-
sungen wie Wärmepumpen zum Einsatz kommen sollen.

 Die Umsetzungsstrategie (Wärmewendestrategie) (5) enthält schließlich einen
strategischen Fahrplan und konkrete Umsetzungsmaßnahmen zur Erreichung ei-
ner Wärmeversorgung aus erneuerbaren Energien und unvermeidbarer Ab-
wärme.

Auch nach seiner Fertigstellung wird der kommunale Wärmeplan regelmäßig überprüft
und bei Bedarf fortgeschrieben. Damit können gewonnene Erkenntnisse und ggf. geän-
derte Rahmenbedingungen berücksichtigt werden.
Wärmeplanung aktiv begleiten
Entscheidend ist, dass die Gemeinden den Prozess der Wärmeplanung aktiv begleiten
und sicherstellen, dass die Interessen und Bedürfnisse aller Akteure der Gemeinde um-
fassend betrachtet und gegeneinander abgewogen werden. Eine frühe Beteiligung der
Öffentlichkeit über die Inhalte und Ziele der Kommunalen Wärmeplanung erhöht erfah-
rungsgemäß wesentlich die Chancen auf einen positiven und offenen Dialog. Sie trägt
dazu bei, auftretende Probleme oder Vorbehalte zeitnah aufzugreifen und gegensteuern
zu können und damit Konflikten zu einem späteren Zeitpunkt vorzubeugen. So kann der
bestmögliche Weg zu einer dekarbonisierten, kostengünstigen und sicheren Wärmever-
sorgung zum einen für Bürgerinnen und Bürger, zum anderen für alle gewerblichen und
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öffentlichen Betroffenen sichergestellt werden. Investitionen in die Wärmeversorgung
können außerdem gezielt gelenkt werden. Spätestens in der Vorbereitungsphase sind
Kommunen laut § 13 Absatz 2 WPG verpflichtet, die Öffentlichkeit zu informieren. So
bietet sich in der Vorbereitungsphase eine öffentliche Auftaktveranstaltung an. Halten
Sie die Öffentlichkeit danach regelmäßig auf dem Laufenden und planen Sie eine Ab-
schlussveranstaltung, um den Kommunalen Wärmeplan zu präsentieren.
Rechtswirkung von Ausweisungsentscheidungen
Wärmepläne sind eine strategische Zielplanung, entfalten keine rechtliche Außenwir-
kung und begründen keine einklagbaren Rechte und Pflichten. Mit Bezugnahme auf Wär-
mepläne können dann z.B. über rechtsverbindliche Satzungen weitere Umsetzungs-
schritte verbindlich geregelt werden.
Mit der kommunalen Wärmeplanung wird aber eine wichtige planerische Grundlage ge-
schaffen, um Entscheidungen über netzgebundene Lösungen der Wärmeversorgung
bspw. leitungsgebundene Wärmeversorgung zu treffen. Dabei ist zu beachten, dass die
Ausweisungsentscheidung nach § 26 des WPG in Verbindung mit § 71 und § 71j bzw.
§ 71k des Gebäudeenergiegesetzes (GEG), eine direkte Rechtswirkung entfaltet, wes-
halb an die Ausweisung strenge Anforderungen geknüpft sind, wie z.B. das Vorliegen
eines verbindlichen Umstellungsfahrplans des Gasversorgers nach § 71k Absatz 1 Num-
mer 2 GEG, welcher durch die Bundesnetzagentur positiv beschieden werden muss, §
71k Absatz 3 GEG. Die Entscheidung zur Ausweisung eines Gebietes zum Neu- oder
Ausbau von Wärmenetzen oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet ist vom Bundesge-
setzgeber bewusst aus der eigentlichen Wärmeplanung herausgelöst worden und ist so-
mit nicht Teil der Wärmeplanung, sondern schließt wie andere Umsetzungsmaßnahmen
an diese an.
Insbesondere durch die aktuell hohe Unsicherheit in Bezug auf Potenziale und zu erwar-
tende Preise alternativer zentraler Wärmeversorgungsarten (bspw. Wasserstoff) steht es
den Gemeinden frei, hier bereits frühzeitig an die Sächsische Energieagentur (SAENA)
und das SMWA für weiterführende Informationen und Unterstützungsangebote im Zu-
sammenhang mit der Ausweisungsentscheidung heranzutreten.
Finanzieller Ausgleich und Fördermöglichkeiten
Die mit der Verpflichtung zur Durchführung der kommunalen Wärmeplanung entste-
hende Mehrbelastung soll durch einen Sockelbetrag und eine einwohnerabhängige Pau-
schale über das Sächsische Wärmeplanungsunterstützungsgesetz (WPUntG) ausgegli-
chen werden. Diese gesetzliche Regelung soll im Rahmen des aktuellen Haushaltsver-
fahrens mit verabschiedet werden.
Unabhängig von diesem Mehrbelastungsausgleich bestehen einige Fördermöglichkei-
ten. Neben der Möglichkeit der Förderung einer Vorab-Untersuchung für eine gemein-
same Wärmeplanung wurden zwei weitere Fördergegenstände im Rahmen der Sächsi-
schen Förderrichtlinie „Energie und Klima 2023“ für Sächsische Kommunen geschaf-
fen: Zum einen die Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure im Rahmen eines Netz-
werkes und zum anderen ein kommunales Management zur Umsetzung von kommu-
nalen Wärmeplänen. Das kommunale Management richtet sich dabei insbesondere an
„Vorreiterkommunen“, die ihre Wärmeplanung bereits abgeschlossen haben und soll
ihnen dabei helfen, weitere Umsetzungsschritte zu unterstützen.
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Servicestelle SAENA
Rund um die Wärmeplanung stellen sich für Sie sicherlich zahlreiche Fragen, bspw. zur
Datenerhebung, Vergabe der Leistung an Dritte, der Öffentlichkeitsbeteiligung und vie-
lem mehr. Über die „Servicestelle Kommunale Wärmeplanung“ der Sächsischen Ener-
gieagentur GmbH (SAENA) steht Ihnen ein breites praxisorientiertes Informations- und
Unterstützungsangebot zu Erarbeitung und Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung
zur Verfügung. Die SAENA bietet im Auftrag des SMWA Initialberatungen, Vernetzungs-
möglichkeiten, pilothafte Unterstützung von Vorreiterkommunen, Weiterbildung für kom-
munale Mitarbeitende und die umfassende Bereitstellung von Informationen und Werk-
zeugen rund um das Thema Wärmeplanung an: www.saena.de/kommunale-waermepla-
nung-10615.html

lsnq.de/saenawp


